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Zur Bedeutung des Tatbestandsmerkmals 
„rechtswidrig“ für Schadenersatzleistungen 
wegen Verletzung vertraglicher Pflichten
Prof. Dr. sc. JOACHIM GÖHRING,
Sektion Rechtswissenschaft 
der Humboldt-Universität Berlin

In seinem Beitrag „Nochmals: Zur Bedeutung der Tat­
bestandsvoraussetzung ,rechtswidrige Schadensverur­
sachung1 in §330 ZGB“ (NJ 1982, Heft 8, S. 366) hat 
A. M a r k o  in Erwiderung auf G. U e b e l e r  (NJ 1982, 
Heft 4, S. 169) und M. W a r i c h  (NJ 1982, Heft 8, S. 365) 
zusammenfassend folgende Meinung vertreten: Das Tat­
bestandsmerkmal „rechtswidrige Schadenszufügung“ in 
§ 330 ZGB ist eine selbständig zu prüfende tatbestands­
mäßige Voräussetzuftg für eine Schadenersatzverpflich­
tung. Es enthält eine eigenständige soziale Bewertung des 
Verhaltens des pflichtwidrig den Schaden verursachenden 
Schädigers. Liegen die im Gesetz genannten Rechtferti­
gungsgründe (§§ 352 bis 355 ZGB) vor, so ist das Verhalten 
nicht rechtswidrig i. S. des § 330 ZGB. Ob Rechtspflichten 
verletzt wurden oder nicht, ist in diesem Zusammenhang 
nur insoweit interessant, als eine Prüfung der Rechts­
widrigkeit der Schadenszufügung völlig entfallen kann, 
wenn im Zusammenhang mit der Schadenszufügung keine 
Rechtspflichten verletzt worden waren. Dieser Meinung 
schließe ich mich an.

In dem Bestreben, das Handeln in Notwehr, im Not­
stand und bei der Selbsthilfe (§§ 352 bis 355 ZGB) nicht 
dadurch zu diskriminieren, daß zunächst eine Pflichtver­
letzung angenommen wird, der erst durch das Vorliegen 
eines Rechtfertigungsgrundes der gesellschaftliche und 
rechtliche Makel genommen wird, ist die Zivilrechtswissen­
schaft offenbar zu weit gegangen. Das wird durch den 
überzeugenden Vergleich der ZGB-Bestimmung mit der 
strafrechtlichen Regelung und Betrachtungsweise des § 20 
StGB deutlich. Dabei steht m. E. außer Zweifel, daß hier 
nichts gegen eine übereinstimmende Betrachtungsweise im 
Straf- und Zivilrecht spricht.

A. Marko beschränkt sich jedoch ausdrücklich auf die 
Sachverhalte der außervertraglichen zivilrechtlichen Ver­
antwortlichkeit nach § 330 ZGB. Da aber § 93 ZGB auf die 
§§ 330 ff. ZGB verweist, gilt diese Regelung der Verpflich­
tung zur Leistung von Schadenersatz auch für die scha­
densverursachende Verletzung vertraglicher Pflichten. Bis­
her wurde im allgemeinen davon ausgegangen, daß die 
Rechtfertigungsgründe der §§ 352 bis 355 ZGB auf Sach­
verhalte der Schadensverursachung durch Verletzung 
vertraglicher Pflichten nicht anwendbar seien, so daß auch 
eine besondere Prüfung der Rechtswidrigkeit bzw. ihres 
Fehlens in diesen Fällen nicht für erforderlich gehalten 
wurde. Unter diesem Aspekt war in Diskussionen auch 
schon die Frage aufgeworfen worden, ob denn § 93 ZGB 
überhaupt richtig formuliert wurde.

Bei einer solchen Fragestellung wurde davon ausgegan­
gen, daß die in den allgemeinen Bestimmungen über Ver­
träge (§§ 43 ff. ZGB) und in den Regelungen der einzelnen 
Vertragstypen (Miete, Kauf usw.) festgelegten Anspruchs­
grundlagen für Schadenersatzansprüche jeweils enthalten 
— den Hinweis auf den eingetretenen Schaden,

— die Charakterisierung der verletzten vertraglichen
Pflichten und

— einen Hinweis auf die notwendige Kausalität zwischen
Pflichtverletzung und Schaden.
Mit Ausnahme des Tatbestandsmerkmals „rechts­

widrig“ sind daher in den obenerwähnten Regelungen alle 
Merkmale angeführt, die auch in § 330 ZGB enthalten 
sind. Verneint man daher die Bedeutung dieses Tatbe­
standsmerkmals für die Fälle der vertraglichen Verpflich­
tung zur Leistung von Schadenersatz, dann hätte tatsäch- * 
lieh eine Verweisung auf die §§ 331 ff: ZGB in § 93 ZGB 
ausgereicht. '

Nach der Klärung der Bedeutung des Tatbestandsmerk­
mals „rechtswidrig“ für die Fälle der außervertraglichen 
Verantwortlichkeit wird es aber fraglich, ob die bisherige 
Position zur Bedeutung dieses Tatbestandsmerkmals für 
den vertraglichen Bereich aufrechterhalten werden kann. 
Dabei kommt es allerdings darauf an, eine Lösung allein 
von der Konzeption der Verantwortldchkeitsregelung des 
ZGB aus zu finden und eine auch nur unbewußte Fort­
führung der Denkschemata aus der Zeit der Geltung des 
BGB auszuschließen.1

Die Konzeption der Verantwortlichkeitsregelung des 
ZGB geht bekanntlich davon aus, daß die Verpflichtung 
zur Leistung von Schadenersatz im vertraglichen Bereich 
in einer Vielzahl von Einzelbestimmungen geregelt ist und 
an die Verletzung konkreter vertraglicher Pflichten an­
knüpft, während die außervertragliche Verpflichtung zur 
Schadenersatzleistung in § 330 ZGB geregelt ist2 und die 
Verletzung allgemeiner Verhaltenspflichten voraussetzt. 
Die über § 93 ZGB erfolgte Verbindlichkeitserklärung der 
in den §§ 330 ff. ZGB geregelten weiteren Voraussetzun­
gen der Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz, des 
Umfangs und der Art und Weise seiner Realisierung er­
laubt es, den jeweiligen Sachverhalt entsprechend seiner 
tatsächlichen und rechtlichen Einsrdnung entweder als 
Fall der vertraglichen o d e r  der außervertraglichen Ver­
antwortlichkeit zu behandeln.3 Es bedarf daher keiner 
Konstruktionen, keiner Zerreißung des tatsächlichen Ge­
schehens und auch keiner Anspruchskonkurrenzen, um so­
wohl in Fällen der vertraglichen als auch der außerver­
traglichen Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz 
zu übereinstimmenden Ergebnissen zu kommen.

Diese Überlegungen haben aber aych für die Problema­
tik der Rechtswüdrigkeit und der Rechtfertigungsgründe 
Bedeutung, was folgender Sachverhalt verdeutlichen soll: 
Der VEB Kraftverkehr A. führt den Umzug eines Bürgers 
durch. Beim Beladen des Möbelwagens bemerkt ein Kol­
lege, daß aus einem Hauseingang ein Kind gerannt kommt, 
dessen Kleidung Feuer gefangen hat. Er nimmt eine zum 
Umzugsgut gehörende Diwandecke, wirft sie über das 
Kind und erstickt die Flammen. Die Decke weist anschlie­
ßend erhebliche Brandschäden auf.

Die Pflichtenlage ist eindeutig. Der VEB Kraftverkehr 
war verpflichtet, das Umzugsgut des Bürgers vollständig 
und unbeschädigt von der alten in die neue Wohnung zu 
transportieren.4 Das geistesgegenwärtige Handeln des 
Werktätigen, das selbstverständlich gesellschaftliche An­
erkennung verdient, stellt sich als eine bewußte und ge­
wollte Verletzung der Pflichten aus dem Güterbeförde­
rungsvertrag dar, deren Folgen den Betrieb treffen wür­
den. Die Anwendung des § 355 ZGB rechtfertigt jedoch die 
Handlungsweise des Werktätigen, d. h., sie nimmt ihr die 
Rechtswidrigkeit und läßt demzufolge keine Rechtsfolgen 
zu Lasten des Betriebes und ggf. — über die arbeitsrecht- 
liche materielle Verantwortlichkeit — zu Lasten des Werk­
tätigen (§ 331 letzter Satz ZGB, §§ 260 ff. AGB) eintreten.

Das hier erwähnte, keineswegs lebensfremde Beispiel 
macht das Problem deutlich: Auch innerhalb vertraglich 
erfaßter Beziehungen können Situationen entstehen, denen 
man in der allgemeingesellschaftlichen und in der recht­
lichen Bewertung nur gerecht wird,, wenn als eine Vor­
aussetzung für die Verpflichtung zur Leistung von Scha-


